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2. Betroffene Vorschriften. Von der Öffnungsklausel in Art. 2 Abs. 11 unmittelbar
betroffen sind nur Vorschriften, die für Arbeitnehmer im Hinblick auf den Schutz ihrer
Rechte bei der Verwendung von KI-Systemen durch die Arbeitgeber günstiger sind. Wie
auch sonst bei ähnlichen Öffnungsklauseln gegenüber Rechtsvorschriften oder privatauto-
nomer Gestaltung wird man dies in formalem und individuellem Sinne verstehen müssen,
dh es kommt nicht darauf an, was unter Berücksichtigung aller Auswirkungen auf den
Arbeitsmarkt und die anzunehmende persönliche Entwicklung von Arbeitnehmern (mögli-
cherweise) am Ende für diese „besser“ ist, sondern primär darauf, was Arbeitnehmern mehr
Rechte gegenüber den Arbeitgebern gibt bzw. was die Arbeitgeber in ihren Gestaltungs-
und Weisungsbefugnissen gegenüber Arbeitnehmern einschränkt. Betroffen sind vor
allem KI-Systeme zum Screening von Bewerbungen, zur Zeiterfassung oder zur Leistungs-
bemessung.

Zu berücksichtigen ist, dass Art. 2 Abs. 11 nur Vorschriften anspricht, welche im Hin-
blick auf den Schutz von Arbeitnehmerrechten bei der Verwendung von KI-Systemen
durch die Arbeitgeber günstiger sind. Keinesfalls können sich Mitgliedstaaten auf die Öff-
nungsklausel stützen, um auch das Inverkehrbringen oder die Inbetriebnahme (iSd Art. 3
Nr. 11) von KI-Systemen für den Arbeitsbereich abweichend von der KI-VO zu regeln.

III. Abschließende Harmonisierung der Verwendung von KI-Systemen
durch die KI-VO?

Der zuletzt genannte Punkt lenkt den Blick auf ein generelles Problem mit Art. 2
Abs. 11. Die „Öffnungsklausel“ scheint nämlich zu suggerieren, dass ohne sie die Mitglied-
staaten nicht befugt wären, die Verwendung von KI-Systemen im Arbeitsbereich zu regeln.
Das wirft die Frage auf, inwieweit die KI-VO überhaupt eine Harmonisierung im
Hinblick auf die Zulässigkeit reiner Verwendung von KI-Systemen vornimmt, dh auf
die Zulässigkeit einer Verwendung, die nicht nur als Annex zu Inverkehrbringen und
Inbetriebnahme geregelt ist, sondern um ihrer selbst willen.

Eine Sperrwirkung für mitgliedstaatliche Vorschriften kann die KI-VO nur entfalten,
soweit die mitgliedstaatlichen Vorschriften mit den Vorschriften der KI-VO funktionell
konkurrieren. Das betrifft Vorschriften, die erstens speziell oder zumindest primär KI-
Systeme iSd Art. 3 Nr. 1 KI-VO betreffen, zweitens den Regelungsinhalten der KI-VO
funktionell entsprechende oder mit ihnen unvereinbare Bestimmungen enthalten (ins-
besondere absolute Verbote des Inverkehrbringens, der Inbetriebnahme und der Verwen-
dung von KI-Systemen, Anforderungen an die Entwicklung und das Design von KI-
Systemen oder Transparenzvorschriften), und dies drittens überwiegend oder zumindest
auch mit dem Ziel, Risiken für Gesundheit, Sicherheit und Grundrechte hintanzuhalten.

Ohne die Öffnungsklausel wäre es Mitgliedstaaten also beispielsweise tatsächlich ver-
wehrt, im nationalen Recht das Inverkehrbringen, die Inbetriebnahme und die Verwen-
dung von KI-Systemen für das Screening von Bewerbungen absolut mit der Begründung
zu verbieten, dass solche Systeme die Gefahr von Diskriminierung schaffen.101 Die KI-VO
kann aber kaum etwa einer mitgliedstaatlichen Verwaltungsvorschrift entgegenstehen,
welche für den Bereich der staatlichen Verwaltung anordnet, dass Bewerbungen um freie
Stellen ausschließlich von Menschen bewertet werden dürfen, um eine hohe Qualität des
Auswahlprozesses und das Vertrauen der Bevölkerung in die Zuverlässigkeit von Stellen-
besetzungen zu stärken. Ebenso wenig kann angenommen werden, dass die Mitgliedstaaten
wegen Art. 5 Abs. 1 lit. f und Anhang III Nr. 3 KI-VO die Verwendung von KI im
Bildungssektor (zB die Zulassung der Nutzung von ChatGPT bei Abschlussprüfungen)
nicht mehr regeln dürften, etwa mit dem Ziel, die Ausbildung zu verbessern.

101 Dies deswegen, weil das Screening von Bewerbungen nur nach Art. 6 Abs. 2 mit Annex III Punkt 4
lit. a als Hochrisiko-KI-System, aber nicht als verbotenes KI-System nach Art. 5 Abs. 1 eingestuft ist, und
weil es sich bei Diskriminierung um eine Gefahr für die Grundrechte handelt.
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Generell dürfte man bei mitgliedstaatlichen Regelungen, die nur eine bestimmte Ver-
wendung, nicht aber zugleich auch das Inverkehrbringen und die Inbetriebnahme ver-
bieten, eine Sperrwirkung verneinen müssen, wenn die mitgliedstaatlichen Regelungen
entweder gar nicht speziell KI-Systeme adressieren oder ganz andere, von der KI-VO
nicht abschließend erwogene Schutzzwecke verfolgen oder speziell die eigenen
staatlichen Stellen betreffen (vgl. auch → Art. 5 Rn. 192 ff.). Art. 2 Abs. 11 lässt damit
nicht ohne weiteres Rück- oder gar Umkehrschlüsse auf andere Sektoren zu.

Art. 3* Begriffsbestimmungen

Für die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck
1. „KI-System“ ein maschinengestütztes System, das für einen in unterschiedlichem
Grade autonomen Betrieb ausgelegt ist und das nach seiner Betriebsaufnahme
anpassungsfähig sein kann und das aus den erhaltenen Eingaben für explizite oder
implizite Ziele ableitet, wie Ausgaben wie etwa Vorhersagen, Inhalte, Empfehlun-
gen oder Entscheidungen erstellt werden, die physische oder virtuelle Umgebun-
gen beeinflussen können;

2. „Risiko“ die Kombination aus der Wahrscheinlichkeit des Auftretens eines Scha-
dens und der Schwere dieses Schadens;

3. „Anbieter“ eine natürliche oder juristische Person, Behörde, Einrichtung oder
sonstige Stelle, die ein KI-System oder ein KI-Modell mit allgemeinem Verwen-
dungszweck entwickelt oder entwickeln lässt und es unter ihrem eigenen Namen
oder ihrer Handelsmarke in Verkehr bringt oder das KI-System unter ihrem
eigenen Namen oder ihrer Handelsmarke in Betrieb nimmt, sei es entgeltlich oder
unentgeltlich;

4. „Betreiber“ eine natürliche oder juristische Person, Behörde, Einrichtung oder
sonstige Stelle, die ein KI-System in eigener Verantwortung verwendet, es sei
denn, das KI-System wird im Rahmen einer persönlichen und nicht beruflichen
Tätigkeit verwendet;

5. „Bevollmächtigter“ eine in der Union ansässige oder niedergelassene natürliche
oder juristische Person, die vom Anbieter eines KI-Systems oder eines KI-Modells
mit allgemeinem Verwendungszweck schriftlich dazu bevollmächtigt wurde und
sich damit einverstanden erklärt hat, in seinem Namen die in dieser Verordnung
festgelegten Pflichten zu erfüllen bzw. Verfahren durchzuführen;

6. „Einführer“ eine in der Union ansässige oder niedergelassene natürliche oder
juristische Person, die ein KI-System, das den Namen oder die Handelsmarke einer
in einem Drittland niedergelassenen natürlichen oder juristischen Person trägt, in
Verkehr bringt;

7. „Händler“ eine natürliche oder juristische Person in der Lieferkette, die ein KI-
System auf dem Unionsmarkt bereitstellt, mit Ausnahme des Anbieters oder des
Einführers;

8. „Akteur“ einen Anbieter, Produkthersteller, Betreiber, Bevollmächtigten, Einfüh-
rer oder Händler;

9. „Inverkehrbringen“ die erstmalige Bereitstellung eines KI-Systems oder eines KI-
Modells mit allgemeinem Verwendungszweck auf dem Unionsmarkt;

10. „Bereitstellung auf dem Markt“ die entgeltliche oder unentgeltliche Abgabe eines
KI-Systems oder eines KI-Modells mit allgemeinem Verwendungszweck zum Ver-
trieb oder zur Verwendung auf dem Unionsmarkt im Rahmen einer Geschäfts-
tätigkeit;

11. „Inbetriebnahme“ die Bereitstellung eines KI-Systems in der Union zum Erst-
gebrauch direkt an den Betreiber oder zum Eigengebrauch entsprechend seiner
Zweckbestimmung;

* Kapitel I (Art. 1–4) gilt gem. Art. 113 Abs. 3 Buchst. a bereits ab 2.2.2025.
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12. „Zweckbestimmung“ die Verwendung, für die ein KI-System laut Anbieter be-
stimmt ist, einschließlich der besonderen Umstände und Bedingungen für die Ver-
wendung, entsprechend den vom Anbieter bereitgestellten Informationen in den
Betriebsanleitungen, im Werbe- oder Verkaufsmaterial und in diesbezüglichen
Erklärungen sowie in der technischen Dokumentation;

13. „vernünftigerweise vorhersehbare Fehlanwendung“ die Verwendung eines KI-Sys-
tems in einer Weise, die nicht seiner Zweckbestimmung entspricht, die sich aber
aus einem vernünftigerweise vorhersehbaren menschlichen Verhalten oder einer
vernünftigerweise vorhersehbaren Interaktion mit anderen Systemen, auch ande-
ren KI-Systemen, ergeben kann;

14. „Sicherheitsbauteil“ einen Bestandteil eines Produkts oder KI-Systems, der eine
Sicherheitsfunktion für dieses Produkt oder KI-System erfüllt oder dessen Ausfall
oder Störung die Gesundheit und Sicherheit von Personen oder Eigentum gefähr-
det;

15. „Betriebsanleitungen“ die Informationen, die der Anbieter bereitstellt, um den
Betreiber insbesondere über die Zweckbestimmung und die ordnungsgemäße
Verwendung eines KI-Systems zu informieren;

16. „Rückruf eines KI-Systems“ jede Maßnahme, die auf die Rückgabe an den Anbie-
ter oder auf die Außerbetriebsetzung oder Abschaltung eines den Betreibern be-
reits zur Verfügung gestellten KI-Systems abzielt;

17. „Rücknahme eines KI-Systems“ jede Maßnahme mit der die Bereitstellung eines
in der Lieferkette befindlichen KI-Systems auf dem Markt verhindert werden soll;

18. „Leistung eines KI-Systems“ die Fähigkeit eines KI-Systems, seine Zweckbestim-
mung zu erfüllen;

19. „notifizierende Behörde“ die nationale Behörde, die für die Einrichtung und
Durchführung der erforderlichen Verfahren für die Bewertung, Benennung und
Notifizierung von Konformitätsbewertungsstellen und für deren Überwachung
zuständig ist;

20. „Konformitätsbewertung“ ein Verfahren mit dem bewertet wird, ob die in Titel II
Abschnitt 2 festgelegten Anforderungen an ein Hochrisiko-KI-System erfüllt wur-
den;

21. „Konformitätsbewertungsstelle“ eine Stelle, die Konformitätsbewertungstätigkei-
ten einschließlich Prüfungen, Zertifizierungen und Inspektionen durchführt und
dabei als Dritte auftritt;

22. „notifizierte Stelle“ eine Konformitätsbewertungsstelle, die gemäß dieser Verord-
nung und den anderen einschlägigen Harmonisierungsrechtsvorschriften der Uni-
on notifiziert wurde;

23. „wesentliche Veränderung“ eine Veränderung eines KI-Systems nach dessen In-
verkehrbringen oder Inbetriebnahme, die in der vom Anbieter durchgeführten
ursprünglichen Konformitätsbewertung nicht vorgesehen oder geplant war und
durch die die Konformität des KI-Systems mit den Anforderungen in Kapitel III
Abschnitt 2 beeinträchtigt wird oder die zu einer Änderung der Zweckbestim-
mung führt, für die das KI-System bewertet wurde;

24. „CE-Kennzeichnung“ eine Kennzeichnung, durch die ein Anbieter erklärt, dass
ein KI-System die Anforderungen erfüllt, die in Kapitel III Abschnitt 2 und in
anderen anwendbaren Harmonisierungsrechtsvorschriften, die die Anbringung
dieser Kennzeichnung vorsehen, festgelegt sind;

25. „System zur Beobachtung nach dem Inverkehrbringen“ alle Tätigkeiten, die An-
bieter von KI-Systemen zur Sammlung und Überprüfung von Erfahrungen mit
der Verwendung der von ihnen in Verkehr gebrachten oder in Betrieb genom-
menen KI-Systeme durchführen, um festzustellen, ob unverzüglich nötige Korrek-
tur- oder Präventivmaßnahmen zu ergreifen sind;

26. „Marktüberwachungsbehörde“ die nationale Behörde, die die Tätigkeiten durch-
führt und die Maßnahmen ergreift, die in der Verordnung (EU) 2019/1020 vor-
gesehen sind;
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27. „harmonisierte Norm“ eine harmonisierte Norm im Sinne des Artikels 2 Absatz 1
Buchstabe c der Verordnung (EU) Nr. 1025/2012;

28. „gemeinsame Spezifikation“ eine Reihe technischer Spezifikationen im Sinne des
Artikels 2 Nummer 4 der Verordnung (EU) Nr. 1025/2012, deren Befolgung es
ermöglicht, bestimmte Anforderungen der vorliegenden Verordnung zu erfüllen;

29. „Trainingsdaten“ Daten, die zum Trainieren eines KI-Systems verwendet werden,
wobei dessen lernbare Parameter angepasst werden;

30. „Validierungsdaten“ Daten, die zur Evaluation des trainierten KI-Systems und zur
Einstellung seiner nicht erlernbaren Parameter und seines Lernprozesses verwendet
werden, um unter anderem eine Unter- oder Überanpassung zu vermeiden;

31. „Validierungsdatensatz“ einen separaten Datensatz oder einen Teil des Trainings-
datensatzes mit fester oder variabler Aufteilung;

32. „Testdaten“ Daten, die für eine unabhängige Bewertung des KI-Systems verwen-
det werden, um die erwartete Leistung dieses Systems vor dessen Inverkehrbringen
oder Inbetriebnahme zu bestätigen;

33. „Eingabedaten“ die in ein KI-System eingespeisten oder von diesem direkt erfass-
ten Daten, auf deren Grundlage das System eine Ausgabe hervorbringt;

34. „biometrische Daten“ mit speziellen technischen Verfahren gewonnene personen-
bezogene Daten zu den physischen, physiologischen oder verhaltenstypischen
Merkmalen einer natürlichen Person, wie etwa Gesichtsbilder oder daktyloskopi-
sche Daten;

35. „biometrische Identifizierung“ die automatisierte Erkennung physischer, physio-
logischer, verhaltensbezogener oder psychologischer menschlicher Merkmale zum
Zwecke der Feststellung der Identität einer natürlichen Person durch den Ver-
gleich biometrischer Daten dieser Person mit biometrischen Daten von Personen,
die in einer Datenbank gespeichert sind;

36. „biometrische Verifizierung“ die automatisierte Eins-zu-eins-Verifizierung, ein-
schließlich Authentifizierung, der Identität natürlicher Personen durch den Ver-
gleich ihrer biometrischen Daten mit zuvor bereitgestellten biometrischen Daten;

37. „besondere Kategorien personenbezogener Daten“ die in Artikel 9 Absatz 1 der
Verordnung (EU) 2016/679, Artikel 10 der Richtlinie (EU) 2016/680 und Artikel 10
Absatz 1 der Verordnung (EU) 2018/1725 aufgeführten Kategorien personenbezo-
gener Daten;

38. „sensible operative Daten“ operative Daten im Zusammenhang mit Tätigkeiten
zur Verhütung, Aufdeckung, Untersuchung oder Verfolgung von Straftaten, deren
Offenlegung die Integrität von Strafverfahren gefährden könnte;

39. „Emotionserkennungssystem“ ein KI-System, das dem Zweck dient, Emotionen
oder Absichten natürlicher Personen auf der Grundlage ihrer biometrischen Daten
festzustellen oder daraus abzuleiten;

40. „System zur biometrischen Kategorisierung“ ein KI-System, das dem Zweck
dient, natürliche Personen auf der Grundlage ihrer biometrischen Daten bestimm-
ten Kategorien zuzuordnen, sofern es sich um eine Nebenfunktion eines anderen
kommerziellen Dienstes handelt und aus objektiven technischen Gründen unbe-
dingt erforderlich ist;

41. „biometrisches Fernidentifizierungssystem“ ein KI-System, das dem Zweck dient,
natürliche Personen ohne ihre aktive Einbeziehung und in der Regel aus der Ferne
durch Abgleich der biometrischen Daten einer Person mit den in einer Referenz-
datenbank gespeicherten biometrischen Daten zu identifizieren;

42. „biometrisches Echtzeit-Fernidentifizierungssystem“ ein biometrisches Ferniden-
tifizierungssystem, bei dem die Erfassung biometrischer Daten, der Abgleich und
die Identifizierung ohne erhebliche Verzögerung erfolgen, und das zur Vermei-
dung einer Umgehung der Vorschriften nicht nur die sofortige Identifizierung,
sondern auch eine Identifizierung mit begrenzten kurzen Verzögerungen um-
fasst;
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43. „System zur nachträglichen biometrischen Fernidentifizierung“ ein biometrisches
Fernidentifizierungssystem, das kein biometrisches Echtzeit-Fernidentifizierungs-
system ist;

44. „öffentlich zugänglicher Raum“ einen einer unbestimmten Anzahl natürlicher
Personen zugänglichen physischen Ort in privatem oder öffentlichem Eigentum,
unabhängig davon, ob bestimmte Bedingungen für den Zugang gelten, und un-
abhängig von möglichen Kapazitätsbeschränkungen;

45. „Strafverfolgungsbehörde“:
a) eine Behörde, die für die Verhütung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung
von Straftaten oder die Strafvollstreckung, einschließlich des Schutzes vor und
der Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit, zuständig ist, oder

b) eine andere Stelle oder Einrichtung, der durch nationales Recht die Ausübung
öffentlicher Gewalt und hoheitlicher Befugnisse zur Verhütung, Ermittlung,
Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten oder zur Strafvollstreckung, ein-
schließlich des Schutzes vor und der Abwehr von Gefahren für die öffentliche
Sicherheit, übertragen wurde;

46. „Strafverfolgung“ Tätigkeiten der Strafverfolgungsbehörden oder in deren Auf-
trag zur Verhütung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten oder
zur Strafvollstreckung, einschließlich des Schutzes vor und der Abwehr von Gefah-
ren für die öffentliche Sicherheit;

47. „Büro für Künstliche Intelligenz“ die Aufgabe der Kommission, zur Umsetzung,
Beobachtung und Überwachung von KI-Systemen und KI-Modellen mit allgemei-
nem Verwendungszweck und zu der im Beschluss der Kommission vom 24. Januar
2024 vorgesehenen KI-Governance beizutragen; Bezugnahmen in dieser Verord-
nung auf das Büro für Künstliche Intelligenz gelten als Bezugnahmen auf die
Kommission;

48. „zuständige nationale Behörde“ eine notifizierende Behörde oder eine Marktüber-
wachungsbehörde; in Bezug auf KI-Systeme, die von Organen, Einrichtungen und
sonstigen Stellen der Union in Betrieb genommen oder verwendet werden, sind
Bezugnahmen auf die zuständigen nationalen Behörden oder Marktüber-
wachungsbehörden in dieser Verordnung als Bezugnahmen auf den Europäischen
Datenschutzbeauftragten auszulegen;

49. „schwerwiegender Vorfall“ einen Vorfall oder eine Fehlfunktion bezüglich eines
KI-Systems, das bzw. die direkt oder indirekt eine der nachstehenden Folgen hat:
a) den Tod oder die schwere gesundheitliche Schädigung einer Person;
b) eine schwere und unumkehrbare Störung der Verwaltung oder des Betriebs
kritischer Infrastrukturen;

c) die Verletzung von Pflichten aus den Unionsrechtsvorschriften zum Schutz der
Grundrechte;

d) schwere Sach- oder Umweltschäden;
50. „personenbezogene Daten“ personenbezogene Daten im Sinne von Artikel 4

Nummer 1 der Verordnung (EU) 2016/679;
51. „nicht personenbezogene Daten“ Daten, die keine personenbezogenen Daten im

Sinne von Artikel 4 Nummer 1 der Verordnung (EU) 2016/679 sind;
52. „Profiling“ das Profiling im Sinne von Artikel 4 Nummer 4 der Verordnung (EU)

2016/679;
53. „Plan für einen Test unter Realbedingungen“ ein Dokument, in dem die Ziele, die

Methodik, der geografische, bevölkerungsbezogene und zeitliche Umfang, die
Überwachung, die Organisation und die Durchführung eines Tests unter Realbe-
dingungen beschrieben werden;

54. „Plan für das Reallabor“ ein zwischen dem teilnehmenden Anbieter und der
zuständigen Behörde vereinbartes Dokument, in dem die Ziele, die Bedingungen,
der Zeitrahmen, die Methodik und die Anforderungen für die im Reallabor durch-
geführten Tätigkeiten beschrieben werden;

Begriffsbestimmungen Art. 3
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55. „KI-Reallabor“ einen kontrollierten Rahmen, der von einer zuständigen Behörde
geschaffen wird und den Anbieter oder zukünftige Anbieter von KI-Systemen nach
einem Plan für das Reallabor einen begrenzten Zeitraum und unter regulatorischer
Aufsicht nutzen können, um ein innovatives KI-System zu entwickeln, zu trainie-
ren, zu validieren und – gegebenenfalls unter Realbedingungen – zu testen.

56. „KI-Kompetenz“ die Fähigkeiten, die Kenntnisse und das Verständnis, die es
Anbietern, Betreibern und Betroffenen unter Berücksichtigung ihrer jeweiligen
Rechte und Pflichten im Rahmen dieser Verordnung ermöglichen, KI-Systeme
sachkundig einzusetzen sowie sich der Chancen und Risiken von KI und möglicher
Schäden, die sie verursachen kann, bewusst zu werden.

57. „Test unter Realbedingungen“ den befristeten Test eines KI-Systems auf seine
Zweckbestimmung, der unter Realbedingungen außerhalb eines Labors oder einer
anderweitig simulierten Umgebung erfolgt, um zuverlässige und belastbare Daten
zu erheben und die Konformität des KI-Systems mit den Anforderungen der
vorliegenden Verordnung zu bewerten und zu überprüfen, wobei dieser Test nicht
als Inverkehrbringen oder Inbetriebnahme des KI-Systems im Sinne dieser Ver-
ordnung gilt, sofern alle Bedingungen nach Artikel 57 oder Artikel 60 erfüllt sind;

58. „Testteilnehmer“ für die Zwecke eines Tests unter Realbedingungen eine natürli-
che Person, die an dem Test unter Realbedingungen teilnimmt;

59. „informierte Einwilligung“ eine aus freien Stücken erfolgende, spezifische, ein-
deutige und freiwillige Erklärung der Bereitschaft, an einem bestimmten Test
unter Realbedingungen teilzunehmen, durch einen Testteilnehmer, nachdem die-
ser über alle Aspekte des Tests, die für die Entscheidungsfindung des Testteilneh-
mers bezüglich der Teilnahme relevant sind, aufgeklärt wurde;

60. „Deepfake“ einen durch KI erzeugten oder manipulierten Bild-, Ton- oder Video-
inhalt, der wirklichen Personen, Gegenständen, Orten, Einrichtungen oder Ereig-
nissen ähnelt und einer Person fälschlicherweise als echt oder wahrheitsgemäß
erscheinen würde;

61. „weitverbreiteter Verstoß“ jede Handlung oder Unterlassung, die gegen das Uni-
onsrecht verstößt, das die Interessen von Einzelpersonen schützt, und die
a) die kollektiven Interessen von Einzelpersonen in mindestens zwei anderen Mit-
gliedstaaten als dem Mitgliedstaat schädigt oder zu schädigen droht, in dem
i) die Handlung oder die Unterlassung ihren Ursprung hatte oder stattfand,
ii) der betreffende Anbieter oder gegebenenfalls sein Bevollmächtigter sich
befindet oder niedergelassen ist oder

iii) der Betreiber niedergelassen ist, sofern der Verstoß vom Betreiber begangen
wird;

b) die kollektiven Interessen von Einzelpersonen geschädigt hat, schädigt oder schä-
digen könnte und allgemeineMerkmale aufweist, einschließlich derselben rechts-
widrigen Praxis oder desselben verletzten Interesses, und gleichzeitig auftritt und
von demselbenAkteur inmindestens dreiMitgliedstaaten begangenwird;

62. „kritische Infrastrukturen“ kritische Infrastrukturen im Sinne von Artikel 2 Num-
mer 4 der Richtlinie (EU) 2022/2557;

63. „KI-Modell mit allgemeinem Verwendungszweck“: ein KI-Modell – einschließlich
der Fälle, in denen ein solches KI-Modell mit einer großen Datenmenge unter
umfassender Selbstüberwachung trainiert wird –, das eine erhebliche allgemeine
Verwendbarkeit aufweist und in der Lage ist, unabhängig von der Art und Weise
seines Inverkehrbringens ein breites Spektrum unterschiedlicher Aufgaben kom-
petent zu erfüllen, und das in eine Vielzahl nachgelagerter Systeme oder Anwen-
dungen integriert werden kann, ausgenommen KI-Modelle, die vor ihrem Inver-
kehrbringen für Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten oder die Konzipierung
von Prototypen eingesetzt werden;

64. „Fähigkeiten mit hoher Wirkkraft“ bezeichnet Fähigkeiten, die den bei den fort-
schrittlichsten KI-Modellen mit allgemeinem Verwendungszweck festgestellten
Fähigkeiten entsprechen oder diese übersteigen;
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65. „systemisches Risiko“ ein Risiko, das für die Fähigkeiten mit hoher Wirkkraft von
KI-Modellen mit allgemeinem Verwendungszweck spezifisch ist und aufgrund
deren Reichweite oder aufgrund tatsächlicher oder vernünftigerweise vorherseh-
barer negativer Folgen für die öffentliche Gesundheit, die Sicherheit, die öffent-
liche Sicherheit, die Grundrechte oder die Gesellschaft insgesamt erhebliche Aus-
wirkungen auf den Unionsmarkt hat, die sich in großem Umfang über die gesamte
Wertschöpfungskette hinweg verbreiten können;

66. „KI-System mit allgemeinem Verwendungszweck“ ein KI-System, das auf einem
KI-Modell mit allgemeinem Verwendungszweck beruht und in der Lage ist, einer
Vielzahl von Zwecken sowohl für die direkte Verwendung als auch für die Integra-
tion in andere KI-Systeme zu dienen;

67. „Gleitkommaoperation“ jedeRechenoperationoder jedeZuweisungmitGleitkom-
mazahlen, bei denen es sich um eine Teilmenge der reellen Zahlen handelt, die auf
Computern typischerweise durch das Produkt aus einer ganzen Zahl mit fester
Genauigkeit undeiner festenBasismit ganzzahligemExponentendargestelltwird;

68. „nachgelagerter Anbieter“ einen Anbieter eines KI-Systems, einschließlich eines
KI-Systems mit allgemeinem Verwendungszweck, das ein KI-Modell integriert,
unabhängig davon, ob das KI-Modell von ihm selbst bereitgestellt und vertikal
integriert wird oder von einer anderen Einrichtung auf der Grundlage vertraglicher
Beziehungen bereitgestellt wird.

Erwägungsgründe: 12 bis 19
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